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Eigenlob macht geistig träge.
Die Gründe für diesen Diskussionsbeitrag

„Die SP Führung ist auch nach dem Bundesratsdebakel nicht aus ihrem Dauerschlaf erwacht. Millionen von Menschen erwarteten nach der fatalen Wahl von Blocher und Merz eine Stellungnahme der SP über ihre künftige Strategie, über ihre Rolle als kleine Regierungs- und grosse Oppositionspartei. Doch nichts war von der Parteispitze zu hören. Stattdessen feierte man sich als Siegerin, weil Micheline Calmy-Rey und Moritz Leuenberger „glanzvoll“ wiedergewählt worden waren.“


Otto Stich, in Work vom 15.12. 2003


Nur Leute mit Scheuklappen, können die Wahlen vom 19. Oktober 2003 als Gewinn für die SP verbuchen. Wenn eine Arbeitnehmerpartei nach einer anhaltenden Wirtschaftsflaute und mit dem überdeutlichen politischen Trend zum Sozialabbau nicht massiv, nahezu erdrutschartig, Stimmen gewinnt, dann stimmt in und mit dieser Partei etwas nicht. Vom taktischen Unvermögen der Parteileitung in Sachen Bundesratswahlen ganz zu schweigen.“


Walter Schärli, SP-Wähler, 



Zuschrift vom 22.12.2003
Wir haben die Eidgenössischen Wahlen vom 19. Oktober 2003 hinter uns gebracht. Doch eine Auswertung und Diskussion der Resultate fand nie statt.
Wir haben die Bundesratswahlen vom 2003 hinter uns gebracht. Doch eine Diskussion unserer Strategie, unserer Leistungen und Fehleinschätzungen wurden vermieden. Gegen aussen haben wir in Eigenlob und Optimismus geredet. Doch Eigenlob macht geistig träge!
Nun braucht es, bevor wir zur Tagesordnung – und wohl zur gewohnten – Forderungsmechanik im Bundesbern zurückkehren, eine Situationsanalyse und eine Diskussion über Leistungen, Fehlleistungen und Korrekturmöglichkeiten im Zeichen  verschobener Machtverhältnisse. 

Eine Parteitagsdiskussion um den Bundesratsaustritt ist der ungeeignete Ort zur Analyse und Strategieberatung. Die Regierungsaustrittsdebatte interessiert zumindest in der deutschen Schweiz die wenigsten, sie wird uns von jenen wenigen aufgezwungen, die schon immer die Sozialdemokratie aus der Regierungsverantwortung hinausdrängen wollten. Viel wichtiger scheint vielen eine Diskussion darüber, wie die SP als Regierungspartei angesichts des Machtzuwachses der Rechten „noch“ etwas bewirken kann.

Nicht der Regierungsaustritt steht hier im Zentrum des Diskussionsbeitrages, sondern die Frage, wie wir in den nächsten Jahren Opposition ohne Selbstisolation und Mitgestaltung verbinden, wie wir die Macht der Rechten begrenzen können. 
Rudolf Strahm


Präambel

Der Vormarsch der Rechten

· Zu einer Strategie der Linken gehört eine Analyse der Rechten sowie eine realistische Einschätzung der Machtverhältnisse und des Feldes, in dem wir arbeiten.

· Die Schweiz war seit dem Zweiten Weltkrieg nie mehr so rechts wie heute. Die staatsfeindliche Rechte, die den Staat und seine Sozialeinrichtungen grundsätzlich in Frage stellt, hat an Machteinfluss gewonnen, und zwar auf beiden Ebenen: In der realen, politischen Entscheidmechanik wie auch in der politischen Bewusstseinsbildung. Das Jahrhundertprojekt „Sozialstaat“ – die Leistung und Identität der Sozialdemokratie des letzten Jahrhunderts – ist herausgefordert und  wird in Frage gestellt wie nie zuvor.

· In Europa waren vor 10 Jahren mit einer Ausnahme alle EU-Staaten von sozialdemokratischen und/oder linksliberalen Regierungen geführt. Heute sind ausser in Skandinavien in der EU nur noch in England, Deutschland und Griechenland sozialdemokratische Regierungen an der Macht. Das politische Umfeld der Schweiz ist in den Neoliberalismus und Konservatismus gekippt. 
· Das Vertrauen in den Sozialstaat und der Generationenvertrag sind erschüttert. Ein Drittel aller Menschen der aktiven Berufsgeneration glauben nicht mehr, dass sie dereinst eine AHV beziehen können. Bei den Jungen zwischen 25 und 34 Jahren glaubt rund die Hälfte nicht mehr daran, je eine AHV zu erhalten. Damit isind die geistige Basis für die Akzeptanz der sozialstaatlichen Solidarität und mithin auch die Glaubwürdigkeit der SP-Grundsätze erschüttert. 

· Die SVP hat die Wahlen mit zwei populistischen Themen gewonnen: Erstens mit der Ausländerfeindlichkeit auf die die Linke und die Reformbürgerlichen keine wirksame Antwort haben. Zweitens mit der Mobilisierung des Steuerwiderstands, der die Linke und die Verteidiger des Sozialstaats in die Defensive drängt. In diesen beiden entscheidenden, verhaltensleitenden Bereichen hat die Linke Strategien und Antworten zu finden.
· In den 1990er Jahren waren die Themen der Rechten latent auch schon vorhanden, doch war das Bürgertum tief gespalten und damit in vielen Positionen geschwächt, und zwar in der Frage des aussenpolitischen Kurses: EU/EWR-Beitritt, Uno-Beitritt, Friedeneinsätze der Armee waren die spaltenden Themen. Der Uno-Beitritt und die Armee-Einsatzfrage sind heute gelöst und die EU-Beitrittsfrage nahm mit der Beitrittsinitiative „Ja zu Europa“ vom 4. März 2001 (Ablehnung mit 77% Nein-Anteil) eine klare Wende, indem die Reformbürgerlichen geschwächt und die Mehrheit der Bürgerlichen auf den nationalistischen, antieuropäischen Kurs umgeschwenkt sind. Durch die Herabstufung der Bedeutung der aussenpolitischen Frage wurde die wichtigste Spaltung innerhalb des Bürgertums beseitigt. Die Reformbürgerlichen und der Bundesrat sind seither nicht mehr auf die Unterstützung der Linken angewiesen.
· Die neoliberale und konservative Rechte hat heute – eigentlich erstmals seit Jahrzehnten – auch rechtsintellektuelle Legitimatoren , die mit grosser Publizität und hoher Aggressivität rundum praktisch alle gesellschaftsliberalen und sozialstaatlichen Werte und Institutionen in Frage stellen, ja zertrümmern. Bezeichnenderweise handelt es sich fast durchwegs um Konvertiten vom linken ins rechte Lager: Beat Kappeler, Franz Jäger, Thomas Held, Roger Köppel. (Würde ihnen die Linke eine Million anbieten können, kehrten sie wohl alle zurück…).

· Es sind, abgesehen von den subjektiven Empfindungen drei objektive Veränderungsmomente des gesellschaftlichen Wandels, welche der Linken die traditionelle Basis entziehen (nach Stuart Hall):
1. Ökonomisch: die industrielle Produktion wird zunehmend von den Informationstechnologien abgelöst (Desindustrialisierung und Tertiarisierung) 
2. Politisch: Die an Klassen orientierte Politik verliert an Bindungsfähigkeit und Bedeutung.
3. Gesellschaftlich: Die Wahlmöglichkeiten in den Bereichen Konsum, Lebensstilen, Sexualität haben sich vervielfältigt, die Beliebigkeit der individuellen Wahl und des Individualismus ist unbegrenzt. 
· Die Sozialdemokratie hat in wirtschafts- und sozialpolitischen sowie ökologischen Fragen ihre reformbürgerlichen Partner verloren. Sie ist isoliert, wie seit Jahrzehnten nie zuvor, und sie hat sich durch Fehleinschätzungen auch selber in die Isolation manövriert. 
Fragestellung:
Wie soll sich die Linke in diesem neuen (resp. erst jetzt sichtbar gewordenen) Umfeld behaupten und ihre Interessen gegen die erstarkte Rechte durchsetzen? Welche Strategie, Taktik, Organisationsstruktur und Themensetzung ist angemessen?
1. 
Analyse der Nationalratswahlen 2003

Die SP ist eine linke Volkspartei

· Eine Einschätzung der Nationalratswahlen 2003 kann heute nur vorläufig sein, solange die vertiefenden Resultate der Vox-Nachbefragung nicht vorliegen und ausgewertet sind. Die folgenden Feststellungen sind redlicherweise bloss als Arbeitshypothesen zu betrachten. Bei der Analyse der Nationalratswahlen achten wir nur auf die Wählerprozent-Anteile und nicht auf die Sitzzahlen (die vom rechnerischen Zufall abhängen) und auch nicht auf Kleinkantone (bei denen Nationalratswahlen einer Majorzwahl gleichkommen). 
· Die SP hat ihren Wähleranteil schweizweit im Krisenjahr 2003 von 22,5 auf 23,3% (= + 0,8%) steigern können. – Ist dies als „Erfolg“ der Linken oder als „Stagnation“ oder gar als „Enttäuschung“ zu werten?

Angesichts des Krisenjahrs mit 150'000 Arbeitslosen hätte der Zuwachs höher ausfallen müssen! Tröstlich war immerhin der Umstand, dass sich die Partei nach dem starken Einbruch der Wählergunst im Gefolge der schweren, siebenfachen Abstimmungsniederlage vom 18. Mai 2003, bis zum Herbst 2003 wieder erholt hat. – Aufschlussreich ist ein Blick auf die kantonalen Unterschiede. 

· Die SP Kanton Bern erhöhte ihren Wähleranteil leicht von 27,6% auf das hohe Niveau von 28,0%. 1991 lag sie noch bei 20% Wähleranteil. Trotz oder dank dem pragmatischen Kurs konnte sie ihren Wähleranteil innert 12 Jahren ständig anheben und hat nun (mit Ausnahme des Stadtkantons Basel und der kleinen „Majorzkantone“) von allen Kantonalparteien den höchstens Wähleranteil!
· Die SP Waadt demgegenüber sank mit ihrem Wähleranteil von 22,4% auf 21,6% und verlor damit einen Sitz. Diese Kantonalpartei hatte unter dem Präsidium von Pierre-Yves Maillard eine unverfälscht linke, sozialistische Politik betrieben und erhielt nun die Quittung, indem Mittelschichten-Wähler zur Grünen Partei abwanderten, die ihrerseits einen gemässigten links-liberalen Kurs steuerte. Die Grüne Partei (GP) hat im Kanton Bern um + 1,8% (auf 9,3%) und in der Waadt um + 4,0% auf 11,1% zugelegt. 
· Höchst interessant ist der markante Anstieg des Wähleranteils in Basel-Stadt von 33 auf 41 %. Gewiss bietet die städtische Wählerschaft für die SP eine Besonderheit, dennoch ist das Erfolgsmodell bemerkenswert: Es gibt dort einen linken und einen rechten Flügel und ein  starkes  Zentrum, das auch die ökologische Frage offensiv abdeckt. 

· Bei den Einzelkandidaturen hat sich bestätigt, dass sich SP-ExponentInnen, die auch die Mittelschicht-Wählerschaft ansprechen können, durchgesetzt haben, so Simonetta Sommaruga in Bern, Anita Fetz in Basel, Gisèlle Ory in Neuenburg und Alain Berset in Fribourg (wobei die Spaltung zwischen den bürgerlichen Parteien wohl auch eine „Wahlhilfe“ für die Linken dargestellt hat). Demgegenüber positionierten sich durch TV-Auftritte  hochbekannte ExponentInnen des linken Flügels nur im Mittelfeld der Gewählten.
· Die SP ist bei diesen Wahlen noch urbaner, agglomerationslastiger geworden. Nach dem ersten SRG-Wahlbarometer leben dreiviertel SP-Wählerschaft mit Stimmabsicht für die SP in Agglomerationsgebieten, nur 25% in Landgemeinden. 

· Soziologisch setzt sich die SP Wählerschaft mindestens zur Hälfte aus Personen zusammen, die über die Grund- und Berufsschulen weiterführende Schulen (Mittelschulen, Fachhochschulen, Hochschulen besucht hatten. Weniger als ein Fünftel (nur 18%) der SP-Wählerschaft hat bloss die Grundschule besucht, - bei der SVP sind es 43%!
· Einkommensmässig verfügen über 40% aller SP-WählerInnen über ein Monatseinkommen von mehr als 7'000 Franken und zählen also eindeutig zu den Mittelschichten. Weniger als ein Fünftel der SP-WählerInnen liegen bei 3'000 Franken Haushaltseinkommen pro Monat und darunter.
· Altersmässig sind fast 40% aller SP-WählerInnen unter 40-jährig. Demgegenüber ist der Anteil der Rentner und Rentnerinnen unter der SP-Wählerschaft mit 25% unterdurchschnittlich.
· Subjektiv positionieren sich die SP-WählerInnen – auch wenn sie bildungs- und einkommenssoziologisch zu den Mittelschichten zählen – zu rund 80% als „links“. (Nach Hirter waren es in den Wahlen 1999 noch 60%.) 
Alle diese Daten stammen aus der SRG-Vorwahlbefragung und sind nur grob zutreffend. Die Auswertung der Nachbefragung muss abgewartet werden. Die Zahlen der Nachwahl-Analyse von 1999 stammen von: Hans Hirter: Selects Wahlen 1999. Bern/Genf/Zürich 2000).
· Bemerkenswert ist der Vormarsch der Grünen Partei schweizweit von 5,0 auf 7,4% Wähleranteil (+ 2,4%). Dieser Zuwachs der Grünen ist fälschlicherweise als „Sieg der Linken“ deklariert worden: Die GP ist bei der Wählerschaft nicht als Linke, sondern als linksliberale Partei der Mittelschichten verankert. Ist der Wählerzuwachs-Transfer von der SP an die GP auf die bessere Verankerung der Grünen bei den sozialökologischen Mittelschichten und als Reaktion auf den linkeren SP-Kurs zu verstehen? Oder hat die SP die ökologischen Inhalte vernachlässigt, besonders manifest geworden bei der Unterstützung der Swiss/Swissair? – Die Antworten darauf stehen noch aus.
Fazit:
Wer sind unsere Wähler und Wählerinnen? Der typische SP-Wähler / die SP-Wählerin ist im mittleren Alter, ist gut gebildet, gehört zur Mittelschicht (wie technische Kader, Staatsangestellte, technische Intelligenz) und fühlt sich sozial verantwortlich. 

Die Linke der SP war – vorsichtig ausgedrückt und soweit nach Resultaten differenzierbar – in den Wahlen 2003 nicht erfolgreich. Vielmehr hatten sichtbare Erfolge jene Strömungen und Personen, die mit einem pragmatisch-linken Reformkurs die Wählerschaft mit sozialer und ökologischer Verantwortung angesprochen haben.

Die SP ist eine linke Volkspartei, und links von und in der SP gibt es wenig Wählerschaft abzuholen.
2. 
Befindlichkeit und Einfluss heute

Die SP braucht eine Schwan-Struktur 
mit zwei Flügeln


„Die SP, zeitweise Partei der Hoffnung und der Zukunft, hat zwar noch einige intelligente Köpfe. Sie ist aber ohne Kraft, ohne Leadership, und das Gesamtresultat gleicht dem eines defätistischen Hühnerhaufens. Sie wird einfach versuchen, die bisherige Rolle der SVP zu übernehmen: dabei sein und dagegen sein.“


David Bosshart, Leiter des Gottlieb-Duttweiler-



Instituts, Rüschlikon

„Von allen Katastrophen, die uns im 20. Jahrhundert widerfahren sind, ist die schlimmste der Zusammenbruch der Hoffnung, dass es möglich sein wird, eine bessere Gesellschaft hervorzubringen.“


Tomas Moulian, Linkssozialist und Buchautor


„Ein Sozialismus für das 21. Jahrhundert“



zit. nach „Neuen Wegen“, 2003, 372
· Die SP hat die Themenführerschaft verloren. Im Kerngebiet der SP, der Sozialstaat-Frage, ist ein Teil der SP-Wählerschaft „müde“ geworden. Sie glaubt nicht mehr an die militanten sozialpolitischen Forderungen der Linken und die Finanzierbarkeit des (Sozial-)staats. Die Skepsis verdichtet sich in der Aussage: „Was ihr vom Sozialstaat fordert, ist gut und recht. Aber es lässt sich gar nicht mehr bezahlen.“ - innert weniger Jahre ist die Stimmung gegenüber dem Sozialstaat an der Finanzierungsfrage regelrecht umgekippt. Gerade deshalb weil die Finanzierung der Sozialversicherung von uns nicht offensiv angegangen worden ist.
· Der Partei- und Fraktionsführung gelingt es nicht und ist besonders auch im Wahlkampf nicht gelungen, dem neoliberalen Angriff auf den Staat (populistisches Motto: „Steuern behindern das Wachstum“, „Überbordende Staatsausgaben würgen die Wirtschaft ab.“) wenigstens argumentativ ein Gegengewicht entgegenzusetzen. Heute besteht bis weit in die Wählerschaft hinein der Glaube, die Staatstätigkeit sei verantwortlich für die Schwäche der Wirtschaft. Den neoliberalen Angriff auf diesen Staat hätte die SP nicht vermeiden können, denn er entspricht dem europäischen Trend. Die Überrollwirkung der antietatistischen und antifiskalistischen Thesen ins breite Bewusstsein der Wählerschaft und der Medien ist jedoch nicht der Stärke der Rechten, sondern auch der personellen Schwäche der Linken zuzuschreiben.
· Der Kurs der SP und vor allem der öffentliche Auftritt der Partei ist in den letzten Jahren vor allem von starken Persönlichkeiten geprägt und bestimmt worden, die erst im letzten Jahrzehnt aus linken Rest- und Kleinstparteien von links der SP in die SP übergetreten sind. Sie haben die politische Rhetorik einer 5%-Partei beibehalten und übersehen, dass die Sozialdemokratie sich zwar immer als linke Minderheit im Staat verstanden hatte, aber immerhin ein Wählerspektrum von 20 bis 30% anzusprechen trachtete. Dieser linksradikale öffentliche Auftritt und die Kompromissverweigerung hat die SP ins Dilemma gestürzt und teilweise isoliert. Die für soziale Grundwerte ansprechbaren Mittelschichten, aber auch Reformbürgerliche sind damit nicht mehr erreicht, ja sogar abgeschreckt worden. 
· In der vergangenen Legislatur 1999 bis 2003 hat die SP mit einer einzigen Ausnahme nur jene Abstimmungen (mit)gewonnen, die sie zusammen mit dem Bundesrat durchgezogen hat.

· Die einzige Ausnahme eines Sieges gegen den Bundesrat und gegen die Bürgerlichen war das Referendum gegen das Elektrizitätsmarktgesetz EMG vom 22.9.2002. Allerdings bestätigt auch diese Ausnahme die Regel, denn dieses Referendum wurde nur zusammen mit der SVP-Wählerschaft gewonnen. Nach der VOX-Nachbefragung stimmten 
Von der SVP-Wählerschaft 
66% Nein

Von der SP-Wählerschaft schweizweit 58% Nein.

(SP-Wähler Deutschschweiz 51% Nein, Westschweiz 79% Nein).

Die SVP-Wählerschaft brachte also einen grösseren Beitrag zum Erfolg des Referendums gegen das EMG. Es wird nun zu beobachten sein, ob die linke Gegnerschaft ein besseres EMG mit ihren Forderungen (staatliche Netzgesellschaft etc.) durchbringt.
· Zahlreiche Initiative und Referenden haben uns ins Dilemma gestürzt. Die von der SP als Prestigeprojekt und von der Linken getragene Gesundheitsinitiative „Gesundheit muss bezahlbar bleiben“ erhielt am 18. Mai 2003 nur gerade 27% Ja-Anteil, wobei nach VOX 41% der SP-WählerInnen dagegen stimmten. 
· Um Missverständnissen vorzubeugen: Wir sind der Meinung, dass nicht die Existenz eines linksradikalen Flügels in der SP das Problem darstellt, sondern die mangelnde Balance zwischen linksradikaler Rhetorik und  Reformsozialdemokratie, sowie zudem die Schwäche zentristischer Positionen. Auch der pragmatische Flügel war zwar mit Einzelaktionen und Einzelfiguren präsent und erfolgreich, doch diese wurden als Einzelstimmen wahrgenommen und von der Partei nicht als ExponentInnen präsentiert.
Fazit:
Die vielen linken Initiativen und Referenden haben die SP-Wählerschaft oftmals ins Dilemma gestürzt und deren Resultate haben die SP massiv geschwächt. Es geht darum, mit wenigen, konkreten Projekten, die breit getragen werden, wieder Erfolge und Hoffnung zu verschaffen. 

Anstelle einer Instrumentalisierung der Partei durch den linksradikalen Flügel oder eine Clan-Gruppe braucht es eine „Vogel-Strategie“ oder eine „Schwan-Struktur“: Es braucht einen „linken“ Flügel, der die traditionssozialistische Linke und die gewerkschaftlich organisierte Arbeitnehmerschaft anspricht und einbindet. Es braucht aber auch einen „rechten“ Flügel innerhalb der Sozialdemokratie, der auch Freiberufliche, die technische Intelligenz aus der Privatwirtschaft, Kader mit sozialer Verantwortung und öffentliche Angestellte anspricht. Und es braucht ein starkes Reform-Zentrum in der SP, das in den Mittelschichten mit linkem, sozialem und ökologischem Bewusstsein verankert ist. 
Diese „Vogel-Struktur“ ist eine alte Metapher von Helmut Hubacher. Der Schwan fliegt nur, wenn beide Flügel für die SP wirken und eine starke Führung im Zentrum wirkt, das die sozialen Reformanliegen der urbanen Mittelschichten verkörpert. Diese Führung muss auch die Kraft besitzen, mit überholten Tabus zu brechen und „paradoxe Interventionen“ durchsetzen. 
Was die Abgrenzung gegen links betrifft, hat Hilde Fässler die Antwort im Bund vom 20.12.2003 auf den Punkt gebracht: „Es braucht (bei Abstimmungsvorlagen) eine Abgrenzung, besonders gegen zwar gut gemeinte, aber hoffnungslose Anliegen.“
3. 
Gewerkschaften und SP

Der gewerkschaftliche Einfluss muss 
transparent werden 

· Zwei gegensätzliche Einschätzungen charakterisieren das Verhältnis SP - Gewerkschaften: 

Für die einen ist die Sozialdemokratie zu stark an die Gewerkschaften gebunden, was einen Verdrängungseffekt gegenüber Mittelschichten-WählerInnen zur Folge hat. Die Bindung an die Arbeiter-Tradition und die Verweigerung von Reformen verhindert nach dieser Auffassung die Modernisierung der Sozialdemokratie, die Ausrichtung auf den gesellschaftlichen Wandel und auf die neuen, sozialen Schichten, die sich von den Gewerkschaften nicht ansprechen lassen. 
Für die anderen gelten die Gewerkschaften als Hüter der linken Tradition, als Bewahrer vor „Reformismus und Opportunismus“, als Garanten gegen die Anpassung an das bürgerliche Bewusstsein. 

Ich bin – ehrlich gesagt –  zwischen beiden Positionen hin- und hergerissen. Und wahrscheinlich haben beide recht: Die erstere Position ist richtig, wenn man sich an der reinen, elektoralen Stärke (Wähleranteile) orientiert. Die zweitgenannte ist ebenso zutreffend, wenn man als Massstab die sozialistischen Grundwerte der linken Tradition zugrunde legt. 
· Die Gewerkschaften sind heute mobilisierungsfähiger und organisatorisch stärker als die SP als Organisation. Dies gilt bezüglich Demonstrationen, Unterschriftensammlungen und dem Oppositionspotential. Es trifft nicht unbedingt zu bei der Stimmbeteiligung der Basis und bei freiwilligen Spenden.

· Es ist nicht belegbar, dass die Gewerkschaftspolitik an sich die Position der SP schwächen würde. Doch kann und darf sie aus folgenden Gründen nicht die Strategie, Taktik und Themenwahl der SP dominieren. 
· Nur etwa 10 – 15% aller SP-WählerInnen sind überhaupt Mitglieder einer traditionellen Gewerkschaft. Die Mehrheit der SP-Wählerschaft besteht soziologisch und bildungsmässig aus Mittelschichten, und dort, wo Mittelschicht-WählerInnen militanter geworden sind (etwa die Lehrerschaft), sind mehrheitlich nicht gewerkschaftliche, sondern standes- und reformpolitische Motive (zum Beispiel Kürzung der Bildungsausgaben) ausschlaggebend. 
· Die gewerkschaftliche Stammmitgliedschaft, nämlich die traditionellen, industriellen Arbeitnehmerschichten des Sekundärsektors und die traditionellen Staatsbediensteten des Tertiärsektors (Post, Bahn, Militär) sind zahlenmässig und soziologisch rückläufig. Die SP muss diese Klientel ansprechen und einbinden, aber sie kann mit ihnen nicht an Stärke gewinnen. 

· Die Gewerkschaften können wichtige und zentrale Themen, die die postmaterialistisch orientierten Mittelschichten an die Partei binden, überhaupt nicht wahrnehen, so z.B. die Oekologie, die Geschlechterfrage, die Entwicklungshilfe usw. 

· Während Jahrzehnten waren die Gewerkschaftsfunktionäre (vor allem in der deutschen Schweiz) fraglos auch SP-Mitglieder. Heute sind mehrere Funktionäre des SGB und zahlreiche in Einzelgewerkschaften und in den regionalen Gewerkschaftsbünden nicht in die SP eingebunden, sondern aus trotzkistischen und anderen linken Kleinstgruppierungen politisiert und rekrutiert worden. Viele diese GewerkschaftsfunktionärInnen verstehen sich als „Avantgarde“ mit einem gesamtgesellschaftlichen, linken Anspruch, ihre Gewerkschaftstätigkeit wird zum „Parteiersatz“. 
· In den Wahlen 2003 empfahl zum Beispiel die Gewerkschaftszeitung „Work“ vom 26.9.2003 fast ausschliesslich „Büezer“ von der Grünen Partei und von Wahllisten links der SP namentlich zur Wahl in den Nationalrat. Im Kanton Bern wurde an Bauarbeiter-Veranstaltungen die Grüne Franziska Teuscher als Gewerkschaftsexponentin mit Dächlikappe vorgestellt und gefeiert, während die gewerkschaftlichen Kandidaten Daguet und Bieri schon gar nicht eingeladen worden waren…..
· Bezüglich der thematischen Positionen und Prioritäten bestehen zwangsläufig zwischen Gewerkschaftsbund und SP-Fraktion neben viel Übereinstimmung auch grundsätzliche Differenzen, 
-  zum Beispiel in den Bereichen Finanzierung und Reform der Sozialversicherungen (der SGB verdrängt die Frage der Finanzierbarkeit der Sozialwerke); 
-  im Umgang mit dem Strukturwandel (die SP legt mehr Gewicht auf Strukturwandel, Bildung, Umschulung, Weiterbildung, technologischen Fortschritt);
-  in der Ausländerpolitik und Personenfreizügigkeit (der SGB will flankierende Lohnschutz-Massnahmen, die Partei legt mehr Gewicht auf EU-Beitritt und auf Integrationsmassnahmen zugunsten der AusländerInnen); usw. 
Solche Differenzen sind als existent hinzunehmen. Es hat keinen Sinn, sie mittels Druckversuchen und Mehrheitsentscheiden kurzfristig unter den Teppich zu kehren. Sie entsprechen den Differenzen in der soziologischen Basis der Sozialdemokratie als linker Volkspartei. 
Fazit:
Die Gewerkschaften müssen in der SP ihren Platz im Sinne der Schwan-Struktur haben, d.h. als Flügel in der Partei wirksam und präsent sein. Falsch ist es, wenn die SGB-Exponenten wegen ihrer organisatorischer Uebermacht und der Führungsschwäche in der Partei die Fraktion für ihre bewegungspolitischen Ziele instrumentalisieren. Problematisch ist umgekehrt allerdings auch, wenn sich der SGB aus blosser Loyalität zu kurzfristigen, parteitaktischen Abstimmungskämpfen einbinden lässt (Gesundheitsinitiative, Referendum 11. AHV-Revision). 
Das Problem des Gewerkschaftseinflusses muss in der SP und in der SP-Fraktion transparent gemacht und thematisiert werden. Ich sehe die Lösung nur in der erwähnten „Schwan-Struktur“: Der gewerkschaftliche Flügel repräsentiert die eine Seite, die „PragmatikerInnen“ der Reformsozialdemokratie den andern Flügel; und ein starkes Zentrum garantiert die Balance und die Fortbewegung. 
4. 
Oppositionsrolle und Regierungsaustritt

Linkradikalismus als gefährliche 
Herausforderung für die Sozialdemokratie

· Das Dilemma ist historisch und scheint fast unlösbar: Die Einbindung in die Regierungstätigkeit einer linken Partei behindert deren Bewegungscharakter und eventuell deren kurzfristige Mobilisierungsfähigkeit. Die Bewegungsstrategie umgekehrt isoliert die Partei von der Regierungstätigkeit. Die Kunst zur Überbrückung des Widerspruchs besteht in einer Balance.
· Die historische Erfahrung in Europa zeigt: der Linksradikalismus ist auch eine Gefahr für die Regierungsmacht der Sozialdemokratie: 

In Italien bewirkte die kleine Restgruppe der Alt-Kommunisten, die Rifondazione Comunista, mit einem kleinen Wähleranteil von 5%, dass Berlusconi an die Regierungsmacht gelangte, weil diese Kleingruppe im Ulivo-Bündnis nicht mitmachte und damit im Mayorzystem den Sieg von Mitte-links arithmetisch verhinderte. 
In Frankreich verhinderte die Linke mit zahlreichen Einzelkandidaturen die Möglichkeit, dass Lionel Jospin in die Ausmarchung gegen Chirac antreten konnte. Neben Chévènement (PS), zwei kommunistischen, zwei trotzkistischen und einem grünen Gegenkandidaten erhielt Jospin nur gerade 16% der Wählerstimmen, obschon die Linke zusammen rund 40% Stimmanteil erreichte. Die linksradikalen Gruppierungen verhinderten die Machtergreifung des PS.
In den USA verhinderte der radikale Ralph Nader die Wahl Al Gore zum US-Präsidenten und er verhalf George W. Bush zum Präsidentenamt, weil seine paar wenigen Prozent Wähleranteil in mehreren Bundesstaaten Gore zum Zweitplacierten machten.  
· Psychologisch hat der Linksradikalismus sektiererische Züge: Lieber in ideologischer Reinheit untergehen, als Konzessionen eingehen. Die reine Lehre, oftmals auch der angelernte sozialistische Katechismus, verbunden mit dem Bedürfnis nach weltanschaulicher Nestwärme, fixiert die Leute an das Dogma: Nur keine Veränderung, keine Konzession an die politischen Gegner, keine Zugeständnisse ans Regierungslager, keine Abweichung vom Katechismus. Daraus ist erklärbar, dass immer wieder der Traum „vom Jungbrunnen der Opposition“ auftaucht und Reformer bei diesen Leuten flugs unter den Verratsverdacht geraten.
· Die Forderung nach Austritt aus dem Bundesrat ist eine Desperado-Strategie des Linksradikalismus, eine Verzweiflungstat der Selbstisolation. Die Behauptung von Pierre-Yves Maillard, die SP werde in der Oppositionsrolle auf 40% Wähleranteil zulegen, wenn sie aus dem Bundesrat ausgetreten sei, ist reine Fantasie (zumal gerade die oppositionelle SP Waadt mit ihrem Krebsgang bisher das Gegenteil bewiesen hat).
· Die Sozialdemokratie will in ihrem Grundverständnis - und zwar bei Mitgliedern und Wählern – eine Regierungspartei sein: Jahrelang hatten in der ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts SozialdemokratInnen um die Teilnahme an der Regierungsmacht gekämpft. Meist wurde das Proportional-Argument in den Vordergrund gerückt: Wir SozialdemokratInnen haben anteilsmässig das Recht auf entsprechende proportionale Vertretung in der Regierung. Die Regierungsbeteiligung ist, wie auch das Proportionalitätsdenken, im sozialdemokratischen Grundverständnis tief verankert. 
An historischen SP-Parteitagen mit Richtungscharakter hat die SP Schweiz die Regierungsbeteiligung immer wieder befürwortet: 1928, 1935, 1959 und 1984. Dabei wurde, auch das ist historisch, den Jungsozialisten und den roten Falken immer auch die „Narrenfreiheit“ zugestanden, eine oppositionellere Haltung zu markieren und den „Jungbrunnen der Opposition“ zu suchen. 
· Was würde passieren, wenn die SP auf Bundesebene (freiwillig) in die Opposition ginge und aus dem Bundesrat austräte ? - Die Partei würde sich in der Opposition einerseits profilieren aber anderseits langfristig durch Energieverschleiss und Einflussverlust totlaufen. Und vor allem dies: die SP, die dereinst in die Regierung zurückkehren würde, wäre eine andere SP, nämlich eine Blair-Partei. Das Bürgertum kann auch allein regieren und die Wiederaufnahme der Soziademokratie in die Regierung würde nur um den Preis einer hohen Anpassung vor sich gehen!

Fazit:
Der Linksradikalismus ist, abgesehen von der neokonservativen Gegenbewegung, die gefährlichste Herausforderung der Sozialdemokratie in ganz Europa. 
Linksradikale Positionen haben in der Schweiz historisch immer einen Platz gehabt. Sie müssen auch in Zukunft eine Rolle spielen. Der Linksradikalismus kann dann tödlich wirken, wenn er die Grundausrichtung der Partei entscheidend prägen würde. Denn diese Strategien isolieren die Sozialdemokratie und machen sie mit ihren politischen Anliegen wirkungslos. 

Sämtliche linksradikalen Parteien in der deutschen Schweiz sind eingegangen oder zur Bedeutungslosigkeit abgesunken (PdA, Poch, RML-SAP, usw.). 
Würde die SP den Regierungsaustritt selbst wählen, würde sie in dieser Form nie mehr in die Regierung zurückkehren können, sondern bloss als Reformpartei mit blairistischer Ausrichtung. Und das will niemand. Regierungsaustritt heisst aber nicht Verzicht auf Opposition; diese wird im übernächsten Abschnitt vertieft angegangen.
5. 
Bundesratswahlen 2003 und SP-Fraktion

Fehleinschätzungen haben zum 
Misserfolg geführt


„SP hat falsch gepokert“


Tages-Anzeiger 11.12.2003


„Rechter Durchmarsch – linke Statisten…“


Der Bund 11.12.2003


„Ich sehe nicht, was wir hätten anders machen können.“



Hans-Jürg Fehr, im Tages-Anzeiger 11.12.2003


„Es ist sinnvoll, sich sowohl auf den Fall eines Sieges wie einer Niederlage vorzubereiten. Warum haben die Sozialdemokraten nicht damit gerechnet, dass Ruth Metzler und Christine Beerli die Wahl auch verlieren könnten?“



Peter Bodenmann, in Weltwoche Nr. 51/52, 2003
· Waren die Bundesrats-Wahlen vom 10. Dezember 2003 ein Erfolg für die SP oder eine Niederlage? Die offizielle Lesart bestand in der Hervorhebung eines SP-Erfolges. Man möchte am liebsten zur Tagesordnung übergehen und nicht mehr rückwärts blicken. 
Doch wir müssen uns fragen: Was hätten wir anders machen können? 
· Die hauptsächliche Ursache für den Misserfolg lag in der starken Fixierung auf Blocher und in der Fehleinschätzung, dass die SVP aus der Regierung geworfen werden könnte. Alternative Strategien wurden schon gar nicht in Erwägung gezogen. 

· Aus zuverlässigen Kreisen war uns bekannt, dass Frau Fuhrer (ZH) im Falle ihrer Wahl in den Bundesrat erstens nicht verzichtet hätte und zweitens, dass Blocher im Falle einer Bundesrätin Fuhrer keine Oppositionsrolle hätte proklamieren können. Unsere Parteileitung sondierte, zu Recht, noch eine zweite SVP-Kandidatur ins Spiel zu bringen. Wäre die Wahl dieser Person gelungen, hätten die SVP jetzt ein internes Problem und wir eine SVP-Bundesrätin. Wäre es nicht gelungen, hätte die SP immerhin signalisieren können, dass sie den SVP-Proportional-Anspruch respektiert (was in der Fraktion immer die Meinung war).  Gescheitert ist diese Strategie daran, dass einige Fraktionsmitglieder einen vorzeitigen und raschen Fraktionsentscheid forcierten, dass die SP-Fraktion die beiden CVP BundesrätInnen unterstützen würde und nichts anderes. Der Fraktionsvorstand hatte zuvor mit grossem Mehr eine Verschiebung auf den Dienstag vor der Bundesratswahl beschlossen. Doch dieses erzwungene Vorziehen des Entscheids hat jeden andern Ausweg und jede Alternative verbaut.
· Einige rechte CVP-Ständeräte haben für Blocher statt Metzler gestimmt. Einer dieser Missetäter sagte wörtlich: „Matschentscheidend“ sei für sie, die CVP-Ständeräte, gewesen, dass aus der SP-Fraktion öffentlich deklariert worden ist, die SP Unterstützung für die CVP Bundesräte gäbe es dann nicht zum Nulltarif, die CVP müsse bei Steuern, Service Public etc. Konzessionen machen. Die rechten CVP-Ständeräte haben mit ihrem Ausscheren eine Umarmung der als links eingestuften „Cina-Truppe“ durch die SP verhindern wollen. Aeusserungen gegen aussen seitens Einzelner im  SP-Lager haben das Gegenteil ausgelöst.
· Wir müssen uns Rechenschaft geben über die Fehleinschätzungen, denen Einzelne immer wieder unterlegen sind und unterliegen, und mit denen dann die ganze Fraktion in eine Sackgasse manövriert wird: 

Im Dezember 1999, bei der Wiederwahl Ogis, als man Ogi durch Steinegger ersetzen wollte;
im Dezember 2000, bei der Wahl von Samuel Schmid, als man die SVP erneut mit Steinegger aus dem Bundesrat werfen wollte (nach aussen musste dann Franco Cavalli die Suppe auslöffeln);

im Herbst 2001, beim Swissair-Entscheid, als man die Fraktion auf eine einheitliche Ausrichtung zu prügeln suchte;

im Dezember 2003, mit einer Fehleinschätzung vor der Blocher-Wahl, dass man die SVP aus dem Bundesrat vertreiben könnte.
Das Strategiepapier eines Fraktionsmitglieds für eine Links-mitte-Regierung ohne SVP liest sich heute wie ein realitätsfremder Wunschtraum. 

Fazit:
Dem nicht sehr erfolgreichen Verhalten der SP-Fraktion bei und vor den Bundesratswahlen vom 10. Dezember 2003 liegt eine schwere Fehleinschätzung seitens einer Fraktionsgruppe zugrunde. Diese Fehleinschätzung - immer bei den gleichen -  hatte nach zwei Misserfolgen (Herbst 1999 und Herbst 2000) zu keinerlei Korrekturen geführt und wurde im Prinzip im Dezember 2003 einfach repetiert.
Dies führt zur Frage nach der strategischen Lernfähigkeit in der Fraktion. Wir brauchen eine Korrektur-Kultur !  Die interne Diskussionskultur ist zu verbessern, die Fehleranfälligkeit  und Fehleinschätzungsneigung zu korrigieren. Ohne diese werden immer wieder solche Fehleinschätzungen Einzelner die gesamte SP-Fraktion in die Sackgasse bringen. 

6. 
Effiziente und durchsetzungsfähige Politik 2003 – 2007 

Wie gewinnen wir mit Opposition und Regierungsbeteiligung wieder an Einfluss?

Was ist die Strategie der SP-Fraktion angesichts der neuen Lage in der Legislaturperiode 2003 – 2007? 

1. Die SP-Bundesratsmitglieder müssen zeigen, dass die Regierungsbeteiligung etwas bringt. Diesen Anspruch stellt auch die SVP an ihre eigenen Bundesräte. Die Bundesratsmitglieder müssen mit Projekten aufwarten, mit denen sich die SP-Wählerschaft und die Partei identifizieren können. Ein positives Beispiel ist „Die Genfer Friedens-Initiative“ von Micheline Calmy-Rey. Wir erwarten  klarere Positionen, die in Projekten (und nicht nur in Reden) ihren Ausdruck finden. 
2. Die Fraktion muss härter arbeiten, sowohl im Konzeptbereich als auch mit einer soliden Öffentlichkeitsarbeit. Härter arbeiten heisst nicht, sich ständig auf die bequeme Rolle des Nein-Stimmens zurückziehen, sondern es heisst auch stärker argumentieren, fachlich solide und bessere Varianten präsentieren, um Kompromisslösungen feilschen. Es braucht auch eine schonungslose, selbstkritische Analyse, ob und wo sich das blosse Blockieren und Nein-Stimmen längerfristig gelohnt hat und wo nicht (z.B: bringen wir ein besseres KVG zustande? Oder ein besseres EMG?).
3. Die neuen Rechten im Bundesrat müssen besser kontrolliert und fundierter kritisiert werden. Wir haben vorgeschlagen, einen wissenschaftlicher MitarbeiterIn (Sepo) der Fraktion für die Beobachtung, Dokumentation und Konzeptarbeit bezüglich der Arbeit der beiden Neuen im Bundesrat anzusetzen. 

4. Wir müssen unsere konzeptionellen oder präsenzwirksamen Schwächen angehen und vor allem dort korrigieren, wo sich im vergangenen Wahlkampf eine Glaubwürdigkeitslücke ergeben hat, nämlich 
a) bei der mangelnden Vertretung der wirtschaftspolitischen Themen durch Partei- und Fraktionsleitung, z.B. bei der Frage des wirtschaftlichen Wachstums. Wir können die nach aussen sichtbare Kompetenzlücke nur füllen, wenn sie von den Partei- und Fraktionsleitungen und nicht nur von Einzelstimmen getragen werden. (Beispiel zur weiteren Diskussion siehe Anhang: Elemente einer Wachstumsstrategie)
b) Wir müssen das Thema „Finanzierung der Sozialversicherungen“ offensiv angehen, denn eine Mehrheit der Jüngeren glaubt nicht mehr an die Finanzierung der AHV etc. Es braucht eine langwierige Vertrauensarbeit gegen die vorgefasste Meinung: Was ihr in der Sozialversicherung wollt, ist ja gut und recht, aber das lässt sich ja gar nicht mehr bezahlen!
c) Wir müssen einen pragmatischen Weg in der Ausländerpolitik finden. Unsere dogmatische Haltung und das Wegschauen von schwierigen Ausländer-Problemen wird selbst von unseren Leuten nicht mehr verstanden.

Neben diesen drei „neuralgischen“ Fragen brauchen wir in zahlreichen Bereichen neue, zukunftsweisende Konzepte, so z.B. eine Strategie im Umgang  mit der Finanzpolitik unter dem Regime der Schuldenbremse, im Umweltschutz, in der Agrarpolitik, bei der Wettbewerbspolitik usw. 

5. Die Strategie, die Opposition mit immer neuen Volksinitiativen und Referenden markieren zu wollen, führt uns die Sackgasse und zum Energieverschleiss bis zur Totalerschöpfung der Partei. Die Linke hat bei Initiativen gar nicht und bei Referenden nur in besonderen Konstellationen die Kraft, allein gegen das geschlossene Bürgertum im links-rechts-Schema erfolgreich zu bestehen. Volksabstimmungen waren  –  mit Ausnahme des EMG-Referendums, das mit Hilfe der SVP-Wählerschaft gewonnen worden ist  -  in den letzten Jahren für die SP nur erfolgreich, wenn die Vorlagen zusammen mit dem Bundesrat durchgebracht wurden. Das Kampffeld der Volksabstimmungen ist ein wichtiges, aber ungeheuer energie- und ressourcenverschleissendes Territorium. 
6. In gewissen, erfolgsversprechenderen Bereichen müssen wir mit reformbürgerlichen Kreisen neue thematische Koalitionen suchen. Nicht alle Bereiche sind geeignet. Doch sollte es z.B. möglich sein, eine gemeinsame  minimale Strategien zu entwickeln zur Ausländerintegration, zur Berufsbildungsreform, zum Bildungsrahmenartikel, zum Wirtschaftswachstum, in der Wettbewerbsfrage, zu Einzelfragen im Gesundheitswesen, usw. Thematische Koalitionsbildungen sind zwar mühsam und energiezehrend, aber das ständige Untergehen in ideologischer Abwehr bringt unsere Anliegen auch nicht weiter. 
7. Die SP ist eine linke Volkspartei und keine Sekte. Das bedeutet, dass interne Differenzen möglich sein müssen und nicht immer durch Mehrheitsentscheide unter den Teppich gekehrt oder aus der Welt geschaffen werden können. Eine totale „Einheitslinie“ wird von den WählerInnen auch nicht erwartet; ebenso sind sie aber degoutiert, wenn intern personelle Streitigkeiten ausgetragen werden.
8. Im Fall von Konzeptdifferenzen braucht es ein internes Organisationsmanagement im Sinne einer „Schwan-Strategie“: Der Schwan braucht einen linken Flügel, einen rechten Flügel und ein Zentrum, das die Balance und die Fortbewegung organisiert.

Anhang: Disposition zu einer Wachstums-Strategie 
(Diskussionsgrundlage für  SP-Fraktion)

Anhang (als Beispiel)
Disposition -. Nur SP-Intern. (später argumentativ auszuarbeiten)
Wachstumspapier 2004  (nachhaltige Strategie)

Die SPS versucht (oder offeriert) einen Wachstumspakt mit Reformbürgerlichen, die eine innovative Wirtschaft mit nachhaltigem Wachstum anstreben.

Vier unabdingbare Rahmenbedingungen (Vorbedingungen, nur begrenzt durch die Bundespolitik direkt beeinflussbar)

1. Es braucht eine intelligente, wachstumsfreundliche Geldpolitik der Nationalbank-Leitung, die eine Aufwertung des Schweizer Frankens gegenüber dem Euro verhindert und notfalls vorübergehend eine Teuerungsrate von bis zu 2,5 Prozent in Kauf nimmt, indem sie die Konjunktur nicht abwürgt.

2. Es braucht eine Lohnpolitik, welche mindestens die Reallöhne (mit vollem Teuerungsausgleich) sichert und weder durch Lohndumping mit billigen, im Ausland rekrutierten Arbeitskräften noch mit sozialpartnerschaftsfeindlichen Lohnniveausenkungen und Tiefstlöhnen (für Unqualifizierte) die Kaufkraft schmälert.

3. Bund , Kantone und Gemeinden dürfen längerfristig die Staatsausgaben zumindest im Investitionsbereich nicht zurückfahren und damit eine Nachfrageschwäche und eine Schwächung der öffentlichen Infrastruktur herbeiführen.

4. Die Integration der (ausgebildeten) Frauen in den Arbeitsmarkt kann weiter gewährleistet werden. Das Potential des Frauen-Humankapitals wird ausgeschöpft.

Wir stellen zur Diskussion:

Vier strategische Wachstumsmassnahmen mit nachhaltiger, struktureller Wirkung (Wirtschaftspolitik des Bundes)

1. Der Wettbewerb in der Schweiz muss verstärkt und die Hochpreisinsel beim Importgütern korrigiert werden. Namentlich sind Parallelimporte auf der ganzen Linie zuzulassen und sog. Vertikalbindungen (d.h. Preis- und Lieferbindungen vom Lieferanten im Ausland über Alleinvertreiber in der Schweiz)  zu verhindern. Auch bei patentierten Gütern müssen Parallelimporte ermöglicht und mit Gegenrechten (regionaleuropäische Patenterschöpfung  und Reziprozitätsabkommen mit der EU) abgesichert werden. Innerhalb der Schweiz ist dort, wo der Service public nicht bedroht wird, ebenfalls der Wettbewerb zuzulassen. 
2. Staatsausgaben in Bildung und Forschung sind in den nächsten 10 Jahren um real mindestens 30 Prozent anzuheben. Namentlich müssen die Berufsbildungsreform und die nachfolgenden Bildungsstufen (Fachhochschulen, höhere Fachschulen) sowie neue Technologiezweige prioritär finanziert werden. Die Investitionen in das „Humankapital“ sind längerfristig der wichtigste und nachhaltigste Wachstumsfaktor überhaupt, und sie dienen der Verbesserung der Produktivität zur Behauptung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des Produktionsstandorts Schweiz.
3. Die Finanzierung von KMU und Firmengründungen ist zu erleichtern. Insbesondere ist das viel zu hohe, wachstumsbehindernde, risikofeindliche Zinsniveau für Geschäfts- und Betriebskredite der Banken nach unten zu korrigieren. Die Ausführungsbestimmungen zu den Basler Empfehlungen (Basel I und II) sind KMU-freundlicher auszugestalten. Insbesondere sind die Ausnahmemöglichkeiten (Eigenmittel-und Rating-Ausnahmen für Geschäftskredite bis 1 Mio Euro)  voll auszuschöpfen und das gewerbliche Bürgschaftswesen zu reaktivieren. Für Firmengründer (Start-ups) sind zusätzliche Finanzierungsformen zu erleichtern.
4. Das institutionelle Zwangssparen der Zweiten Säule, welches Kaufkraft abschöpft und durch einen Sparüberhang das Wirtschaftswachstum im Inland behindert, ist zu begrenzen. Für das Obligatorium der Pensionskassen braucht es eine Obergrenze im BVG von z.B. 150 000 Franken versicherter Lohnsumme. Die erste Säule (AHV) ist zu stärken. Was über dem Obligatorium liegt , soll durch freiwilliges Vorsorgesparen gesichert werden. Der grosse volkswirtschaftliche Sparüberhang behindert das Wachstum im Inland (Begrenzung der Konsumnachfrage und grössere Kapitalexporte, die im Inland nicht wachstumswirksam sind).
Was wir nicht wollen resp. was überflüssig ist (Argumentation noch einzufügen)

1. Keine Senkung der Fiskalquote (ideolog.Dogma, Wachstumseffekte nicht beweisbar, etc)

2. Administrative Entlastungen der Unternehmungen: wir haben nichts dagegen, aber dies ist eine Neben- oder Ablenkungsforderung. Mit Formularvereinfachung keine neuen Steuerschlupflöcher

3. Rentenaltererhöhung : falscher Effekt der Lebensarbeitszeiterhöhung
Weitere Elemente eines Kompromisses

Die SP verzichtet derzeit auf die Forderung nach zusätzlichen Invesititionsprogrammen und eine Konjunkturankurbelung mittels Deficit spending. Sie akzeptiert gewisse Liberalisierungen, soweit Service public nicht  gefährdet (Letzte Meile).

Die Bürgerlichen und die Wirtschaft verzichten im Gegenzug auf weitere Forderungen nach Senkung der Fiskalquote und Steuerabbau (plus/minus ertragsneutrale Unternehmenssteuerreform vorbehalten).

14.1.2004.  – 4.Version  -  Rudolf Strahm
